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Das 20. Jahrhundert, zerrissen zwischen den Weltkriegen, der Rivalität zwischen der 
Demokratie und den Totalitarismen, führte zu einigen der größten Migrationen in der 
Geschichte, die zu großen Teilen politischen Ursprungs waren. Besonders stark wurde davon 
Mittel- und Osteuropa betroffen, wo in den Jahren 1939-1946 ca. 30 Millionen Menschen in 
die Zwangsmigrationen einbezogen waren. Ein erheblicher Teil von ihnen entschloss sich 
nach der Beendigung des II. Weltkriegs nicht in ihre Heimatländer zurückzukehren. Die 
langjährige kommunistische Herrschaft  in Mittel- und Osteuropa und die sie begleitenden 
politischen Krisen hatten zur Folge, dass immer neue Ströme politischer Emigranten in den 
Westen gelangten. Andererseits konnten viele den Verlust ihrer Heimat nicht aushalten und 
entschlossen sich zur Rückkehr. Diese Phänomene wurden zu einem wichtigen Element des 
Wettstreits im Kalten Krieg.  

Die Öffnung der Archive der Geheimdienste der kommunistischen Staaten in den 1990er 
Jahren brachte einen Durchbruch auch in der Erforschung der Geschichte der 
ostmitteleuropäischen Emigration. Daher steht die gegen die Emigranten gerichtete Tätigkeit 
der kommunistischen Sicherheitsapparate im Mittelpunkt der für November 2008 geplanten 
internationalen Konferenz. Die Konferenz wird in deutscher, polnischer und englischer 
Sprache geführt, mit Simultanübersetzung. Die gesamte Konferenz wird in vier Blöcke geteilt 
werden. 

• Sowjetische Muster und Direktiven aus Moskau – Handlungen gerichtet gegen und 
geführt unter Ausnutzung der russischen Emigration im Westen (vor dem II. 
Weltkrieg, während des Krieges und nach dem Kriege). 

• Überblick über die Staatsstrukturen und die Strukturen der Sicherheitsapparate, 
die Aktivitäten gegen die Emigranten aus den Sowjetrepubliken (Baltische Staaten, 
Weißrussland, Ukraine), Polen, der DDR, der Tschechoslowakei, Ungarn, Rumänien 
und Bulgarien unternahmen. 

• Fallstudien – die kommunistischen Staaten und ihre Tätigkeit gegen die einzelnen 
Emigrationen im Westen (die polnische, tschechische, slowakische, ungarische, etc.), 
die Institutionen und Organisationen, welche die Emigranten vereinigten (Regierungen 
und Organisationen der Emigranten, Zentren des gesellschaftlichen und kulturellen 
Lebens der Emigration; die christlich-demokratischen, sozialistischen, Bauern- und 
liberalen Internationalen; das Radio Freies Europa etc.); auch Sonderoperationen 
sowie Operationsspiele gegen einzelne Personen, Handlungsmethoden etc. 

• Westliche Nachrichtendienste und Spionageabwehr angesichts des Problems der 
ostmitteleuropäischen Migrationen. 

 
 


